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Bekanntmachungen der Städte und Gemeinden 

 
Haushaltssatzung der von der Stadt Abensberg verwalteten St. Peter Gotteshaus- 

und Leprosen-Stiftung für das Haushaltsjahr 2023 

 
Auf Grund der Art. 20 des Stiftungsgesetzes in Verbindung mit Art. 63 ff. der Gemeindeordnung 
erlässt die Stadt Abensberg folgende Haushaltssatzung: 
 

§ 1 
 
Der als Anlage beigefügte Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2023 wird hiermit festgesetzt; er 
schließt im 
Verwaltungshaushalt 
in Einnahmen und Ausgaben mit  3.100,-- € 
und im 
Vermögenshaushalt 
in Einnahmen und Ausgaben mit  2.500,-- € 
ab. 
 

§ 2 
Kreditaufnahmen für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen sind nicht vorgese-
hen. 
 

§ 3 
Verpflichtungsermächtigungen im Vermögenshaushalt werden nicht festgesetzt. 
 

§ 4 
Kassenkredite zur rechtzeitigen Leistung von Ausgaben nach dem Haushaltsplan werden nicht 
beansprucht. 
 

§ 5 
Diese Haushaltssatzung tritt mit dem 1. Januar 2023 in Kraft. 
 

II. 
 

Die Haushaltsatzung enthält keine nach Art. 67 Abs. 4 und Art. 71 Abs. 2 GO genehmigungs-
pflichtigen Teile. 
 

III. 
 

Die vorstehende vom Stadtrat der Stadt Abensberg in der Sitzung vom 24.11.2022 beschlos-
sene Haushaltssatzung wird hiermit gemäß Art. 65 Abs. 3 GO i.V. mit § 36 der Geschäftsord-
nung für den Stadtrat Abensberg öffentlich bekannt gemacht. 
 

IV. 
 

Haushaltssatzung und Haushaltsplan liegen während des ganzen Jahres bei der Stadt Abens-
berg Zimmer H 1.08, während der allgemeinen Dienststunden öffentlich zur Einsichtnahme auf. 
 
STADT ABENSBERG 
Abensberg, 09.12.2022 
 
Dr. Brandl 
1. Bürgermeister 
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Bekanntmachung der Stadt Abensberg 
 
Beschluss des Bebauungsplanes „Aunkofen Süd“ 
 
Der Bauausschuss der Stadt Abensberg hat am 28. November 2022 den Bebauungsplan 
„Aunkofen Süd“ in Abensberg als Satzung beschlossen. Der Bebauungsplan wurde im Verfahren 
gem. § 13a Baugesetzbuch (BauGB) aufgestellt. Gemäß § 10 Abs. 3 BauGB tritt der Bebauungs-
plan mit der Bekanntmachung in Kraft.  
 
Der Bebauungsplan liegt mit der Begründung, dem Baugrundgutachten und dem Immissions-
schutztechnischen Gutachten ab Veröffentlichung dieser Bekanntmachung im Rathaus der Stadt 
Abensberg, Stadtplatz 1, 93326 Abensberg, Zimmer Nr. 2.06, während der allgemeinen Dienst-
stunden öffentlich aus und kann dort eingesehen werden. Auf Verlangen wird über den Inhalt 
Auskunft gegeben.  
 
Diese Bekanntmachung und der Bebauungsplan mit der Begründung können auch auf der ge-
meindlichen Homepage unter https://www.abensberg.de/buergerservice/bekanntmachungen 
 eingesehen werden. 
 
Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 BauGB wird hingewiesen. Danach 
kann der Entschädigungsberechtigte Entschädigung verlangen, wenn die in den §§ 39 bis 42 
BauGB bezeichneten Vermögensnachteile eingetreten sind. Der Entschädigungsberechtigte 
kann die Fälligkeit des Anspruchs dadurch herbeiführen, dass er die Leistung der Entschädigung 
schriftlich bei dem Entschädigungspflichtigen beantragt. Ein Entschädigungsanspruch erlischt, 
wenn nicht innerhalb von drei Jahren nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem die Vermögens-
nachteile eingetreten sind, die Fälligkeit des Anspruches herbeigeführt wird. 
 
Auf die Voraussetzungen für die Geltendmachung der Verletzung von Vorschriften sowie auf die 
Rechtsfolgen gem. § 215 Abs. 1 BauGB wird hingewiesen. Unbeachtlich werden demnach 
 

1. eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB beachtliche Verletzung der dort bezeich-
neten Verfahrens- und Formvorschriften, 

2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 BauGB beachtliche Verletzung der Vor-
schriften über das Verhältnis des Bebauungsplans und des Flächennutzungsplans und 

3. nach § 214 Abs. 2a BauGB beachtliche Fehler und 
4. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs,  

 
wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung der Satzung schriftlich gegenüber 
der Stadt Abensberg unter Darlegung des die Verletzung, den Mangel oder den Fehler begrün-
denden Sachverhalts geltend gemacht worden sind.  
 
Die Behörden werden ferner auf ihre Mitwirkungspflicht gemäß § 4 Abs. 3 BauGB hingewiesen. 
 
 
Abensberg, den 30.11.2022 
STADT ABENSBERG 
 
Dr. Uwe Brandl 
1.Bürgermeister 

 
 
 
 
 

https://www.abensberg.de/buergerservice/bekanntmachungen
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Bekanntmachung der Stadt Abensberg 
 
Beschluss des Bebauungsplanes „An der Mayrstraße“ in Abensberg 
 
Der Bauausschuss der Stadt Abensberg hat am 14. November 2022 den Bebauungsplan „An der 
Mayrstraße“ in Abensberg als Satzung beschlossen. Der Bebauungsplan wurde im Verfahren 
gem. § 13b Baugesetzbuch (BauGB) aufgestellt. Gemäß § 10 Abs. 3 BauGB tritt der Bebauungs-
plan mit der Bekanntmachung in Kraft.  
 
Der Bebauungsplan liegt mit der Begründung, der zusammenfassenden Erklärung sowie den 
technischen Regelwerken DIN18920, RAS-LP4 und ZTV-Baumpflege ab Veröffentlichung dieser 
Bekanntmachung im Rathaus der Stadt Abensberg, Stadtplatz 1, 93326 Abensberg, Zimmer Nr. 
2.06, während der allgemeinen Dienststunden öffentlich aus und kann dort eingesehen werden. 
Auf Verlangen wird über den Inhalt Auskunft gegeben.  
 
Diese Bekanntmachung und der Bebauungsplan mit der Begründung und der zusammenfassen-
den Erklärung können auch auf der gemeindlichen Homepage unter https://www.abens-
berg.de/buergerservice/bekanntmachungen  
eingesehen werden. 
 
Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 BauGB wird hingewiesen. Danach 
kann der Entschädigungsberechtigte Entschädigung verlangen, wenn die in den §§ 39 bis 42 
BauGB bezeichneten Vermögensnachteile eingetreten sind. Der Entschädigungsberechtigte 
kann die Fälligkeit des Anspruchs dadurch herbeiführen, dass er die Leistung der Entschädigung 
schriftlich bei dem Entschädigungspflichtigen beantragt. Ein Entschädigungsanspruch erlischt, 
wenn nicht innerhalb von drei Jahren nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem die Vermögens-
nachteile eingetreten sind, die Fälligkeit des Anspruches herbeigeführt wird. 
 
Auf die Voraussetzungen für die Geltendmachung der Verletzung von Vorschriften sowie auf die 
Rechtsfolgen gem. § 215 Abs. 1 BauGB wird hingewiesen. Unbeachtlich werden demnach 
 

1. eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB beachtliche Verletzung der dort bezeich-
neten Verfahrens- und Formvorschriften, 

2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 BauGB beachtliche Verletzung der Vor-
schriften über das Verhältnis des Bebauungsplans und des Flächennutzungsplans und 

3. nach § 214 Abs. 2a BauGB beachtliche Fehler und 
4. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs,  

 
wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung der Satzung schriftlich gegenüber 
der Stadt Abensberg unter Darlegung des die Verletzung, den Mangel oder den Fehler begrün-
denden Sachverhalts geltend gemacht worden sind.  
 
Die Behörden werden ferner auf ihre Mitwirkungspflicht gemäß § 4 Abs. 3 BauGB hingewiesen. 
 
Abensberg, den 01.12.2022 
STADT ABENSBERG 
                          
Dr. Uwe Brandl 
1.Bürgermeister 

 
 
 
 
 

https://www.abensberg.de/buergerservice/bekanntmachungen
https://www.abensberg.de/buergerservice/bekanntmachungen
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Bekanntmachung der Stadt Abensberg 
 
Beschluss des Bebauungsplanes „Sandharlanden West II“ 
 
 
Der Bauausschuss der Stadt Abensberg hat am 28. November 2022 den Bebauungsplan „Sand-
harlanden West II“ in Sandharlanden als Satzung beschlossen. Der Bebauungsplan wurde im 
Verfahren gem. § 13b Baugesetzbuch (BauGB) aufgestellt. Gemäß § 10 Abs. 3 BauGB tritt der 
Bebauungsplan mit der Bekanntmachung in Kraft.  
 
Der Bebauungsplan liegt mit der Begründung ab Veröffentlichung dieser Bekanntmachung im 
Rathaus der Stadt Abensberg, Stadtplatz 1, 93326 Abensberg, Zimmer Nr. 2.06, während der 
allgemeinen Dienststunden öffentlich aus und kann dort eingesehen werden. Auf Verlangen wird 
über den Inhalt Auskunft gegeben.  
 
Diese Bekanntmachung und der Bebauungsplan mit der Begründung können auch auf der ge-
meindlichen Homepage unter https://www.abensberg.de/buergerservice/bekanntmachungen 
 eingesehen werden. 
 
Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 BauGB wird hingewiesen. Danach 
kann der Entschädigungsberechtigte Entschädigung verlangen, wenn die in den §§ 39 bis 42 
BauGB bezeichneten Vermögensnachteile eingetreten sind. Der Entschädigungsberechtigte 
kann die Fälligkeit des Anspruchs dadurch herbeiführen, dass er die Leistung der Entschädigung 
schriftlich bei dem Entschädigungspflichtigen beantragt. Ein Entschädigungsanspruch erlischt, 
wenn nicht innerhalb von drei Jahren nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem die Vermögens-
nachteile eingetreten sind, die Fälligkeit des Anspruches herbeigeführt wird. 
 
Auf die Voraussetzungen für die Geltendmachung der Verletzung von Vorschriften sowie auf die 
Rechtsfolgen gem. § 215 Abs. 1 BauGB wird hingewiesen. Unbeachtlich werden demnach 
 

1. eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB beachtliche Verletzung der dort bezeich-
neten Verfahrens- und Formvorschriften, 

2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 BauGB beachtliche Verletzung der Vor-
schriften über das Verhältnis des Bebauungsplans und des Flächennutzungsplans und 

3. nach § 214 Abs. 2a BauGB beachtliche Fehler und 
4. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs,  

 
wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung der Satzung schriftlich gegenüber 
der Stadt Abensberg unter Darlegung des die Verletzung, den Mangel oder den Fehler begrün-
denden Sachverhalts geltend gemacht worden sind.  
 
Die Behörden werden ferner auf ihre Mitwirkungspflicht gemäß § 4 Abs. 3 BauGB hingewiesen. 
 
 
Abensberg, den 30.11.2022 
STADT ABENSBERG 
                           
Dr. Uwe Brandl 
1.Bürgermeister 
 
 
 
 

 

https://www.abensberg.de/buergerservice/bekanntmachungen
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Bekanntmachung der Stadt Abensberg 
 
Beschluss der Einbeziehungssatzung „Hörlbach“ 
 
Der Bauausschuss der Stadt Abensberg hat am 12. Dezember 2022 die Einbeziehungssatzung 
mit Begründung für die Ortsteile Unter- und Oberhörlbach als Satzung beschlossen. Die Einbe-
ziehungs-satzung wurde im Verfahren gem. § 34 Abs. 4 und Abs. 6 Baugesetzbuch (BauGB) 
aufgestellt. Gemäß § 10 Abs. 3 Baugesetzbuch tritt die Einbeziehungssatzung mit der Bekannt-
machung in Kraft.  
 
Die Einbeziehungssatzung liegt mit der Begründung ab Veröffentlichung dieser Bekanntmachung 
im Rathaus der Stadt Abensberg, Stadtplatz 1, 93326 Abensberg, Zimmer Nr. 2.06, während der 
allgemeinen Dienststunden öffentlich aus und kann dort eingesehen werden. Auf Verlangen wird 
über den Inhalt Auskunft gegeben. 
 
Diese Bekanntmachung und die Einbeziehungssatzung mit der Begründung können auch auf der 
gemeindlichen Homepage unter https://www.abensberg.de/buergerservice/bekanntmachungen 
eingesehen werden. 
 
Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 BauGB wird hingewiesen. Danach 
kann der Entschädigungsberechtigte Entschädigung verlangen, wenn die in den §§ 39 bis 42 
BauGB bezeichneten Vermögensnachteile eingetreten sind. Der Entschädigungsberechtigte 
kann die Fälligkeit des Anspruchs dadurch herbeiführen, dass er die Leistung der Entschädigung 
schriftlich bei dem Entschädigungspflichtigen beantragt. Ein Entschädigungsanspruch erlischt, 
wenn nicht innerhalb von drei Jahren nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem die Vermögens-
nachteile eingetreten sind, die Fälligkeit des Anspruches herbeigeführt wird. 
 
Auf die Voraussetzungen für die Geltendmachung der Verletzung von Vorschriften sowie auf die 
Rechtsfolgen gem. § 215 Abs. 1 BauGB wird hingewiesen. Unbeachtlich werden demnach 
 

1. eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB beachtliche Verletzung der dort bezeich-
neten Verfahrens- und Formvorschriften, 

2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 BauGB beachtliche Verletzung der Vor-
schriften über das Verhältnis des Bebauungsplans und des Flächennutzungsplans und 

3. nach § 214 Abs. 2a BauGB beachtliche Fehler und 
4. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs,  

 
wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung der Satzung schriftlich gegenüber 
der Stadt Abensberg unter Darlegung des die Verletzung, den Mangel oder den Fehler begrün-
denden Sachverhalts geltend gemacht worden sind.  
 
Die Behörden werden ferner auf ihre Mitwirkungspflicht gemäß § 4 Abs. 3 BauGB hingewiesen. 
 
Abensberg, den 13.12.2022 
STADT ABENSBERG 
  
Dr. Uwe Brandl 
1.Bürgermeister 
 
 
 
 
 
 

https://www.abensberg.de/buergerservice/bekanntmachungen
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Satzung zur Änderung der Beitrags- und Gebührensatzung zur Entwässerungssatzung 
des Marktes Painten (BGS-EWS) 

 
Auf Grund der Art. 5, 8 und 9 des Kommunalabgabengesetzes (KAG) erlässt der Markt Painten 
folgende 

S a t z u n g 
 
zur Änderung der Beitrags- und Gebührensatzung zur Entwässerungssatzung des Marktes 
Painten (BGS-EWS) vom 13.02.2003 (Kr.Abl. Nr. 5 vom 15.03.2003, S. 46), in der Fassung 
vom 08.05.2018 (Kr.ABl. Nr. 11 vom 01.06.2018, S. 117): 
 

§ 1 
§ 10 (Einleitungsgebühr) Abs. 1 Satz 2 erhält folgende neue Fassung: 

 
„Die Gebühr beträgt 3,30 EURO pro Kubikmeter Abwasser. Darf von einem Grundstück nur 
Schmutzwasser abgeleitet werden, beträgt die Gebühr 2,95 EURO pro Kubikmeter Abwasser.“ 
 

§ 2 
 

Diese Satzung tritt am 01. Januar 2023 in Kraft. 
 
 
Painten, den 13.12.2022 
MARKT PAINTEN 
 
Raßhofer 
1. Bürgermeister 

 
 
 
 
 
 
 

Sonstige Bekanntmachungen  

 
ZV zur Abwasserbeseitigung im Raume Kelheim 
 
Beitrags- und Gebührensatzung zur Entwässerungssatzung 
des Zweckverbandes zur Abwasserbeseitigung im Raume Kelheim 
(BGS-EWS) 
 
 
Aufgrund der Art. 5, 8 und 9 des Kommunalabgabengesetzes erlässt der Zweckverband zur Ab-
wasserbeseitigung im Raume Kelheim folgende Beitrags- und Gebührensatzung zur Entwässe-
rungssatzung: 
 
 

§ 1 Beitragserhebung 
 
Der Zweckverband erhebt zur Deckung seines Aufwandes für die Herstellung der Entwässe-
rungseinrichtung für das Verbandsgebiet einen Beitrag. 
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§ 2 Beitragstatbestand 
 
Der Beitrag wird für bebaute, bebaubare oder gewerblich genutzte oder gewerblich nutzbare 
Grundstücke erhoben sowie für Grundstücke und befestigte Flächen, die keine entsprechende 
Nutzungsmöglichkeit aufweisen, auf denen aber tatsächlich Abwasser anfällt, wenn  
 

1. für sie nach § 4 EWS ein Recht zum Anschluss an die Entwässerungseinrichtung  
 besteht, 

2. sie aufgrund einer Sondervereinbarung nach an die Entwässerungseinrichtung  
 angeschlossen werden. 
 

§ 3 Entstehen der Beitragsschuld 
 
(1) Die Beitragsschuld entsteht mit Verwirklichung des Beitragstatbestandes. Ändern sich die für 
die Beitragsbemessung maßgeblichen Umstände im Sinn des Art. 5 Abs. 2a KAG, entsteht die – 
zusätzliche – Beitragsschuld mit dem Abschluss der Maßnahme. 
 
(2) Wird erstmals eine wirksame Satzung erlassen und ist der Beitragstatbestand vor dem Inkraft-
treten dieser Satzung erfüllt, entsteht die Beitragsschuld erst mit Inkrafttreten dieser Satzung. 
 

§ 4 Beitragsschuldner 
 
Beitragsschuldner ist, wer im Zeitpunkt des Entstehens der Beitragsschuld Eigentümer des 
Grundstücks oder Erbbauberechtigter ist. 
 

§ 5 Beitragsmaßstab 
 
(1) Der Beitrag wird nach der Grundstücksfläche und der Geschossfläche der vorhandenen Ge-
bäude berechnet. 
 
Die beitragspflichtige Grundstücksfläche wird bei Grundstücken von mindestens 1.100 m² Fläche 
(übergroßes Grundstück) in unbeplanten Gebieten bei bebauten Grundstücken auf das Dreifache 
der beitragspflichtigen Geschossfläche, mindestens jedoch auf 1.100 m² begrenzt. Darf von ei-
nem Grundstück nur das Schmutzwasser abgeleitet werden, wird nur der Beitrag für die Ge-
schossfläche erhoben. 
 
(2) Die Geschossfläche ist nach den Außenmaßen der Gebäude in allen Geschossen zu ermit-
teln. Keller werden mit der vollen Fläche herangezogen. Dachgeschosse werden nur herangezo-
gen, wenn und soweit sie ausgebaut sind. Für die Berechnung der Dachgeschossfläche werden 
2/3 der Fläche des darunterliegenden Geschosses angesetzt. Bei Dachgeschossen, die nur teil-
weise ausgebaut sind, werden nur die teilausgebauten Geschossflächen entsprechend Satz 4 
berechnet. Gebäude oder selbstständige Gebäudeteile, die nach der Art ihrer Nutzung keinen 
Bedarf nach Anschluss an die Schmutzwasserableitung auslösen oder die nicht angeschlossen 
werden dürfen, werden nicht herangezogen; das gilt nicht für Gebäude oder Gebäudeteile, die 
tatsächlich an die Schmutzwasserableitung angeschlossen sind. Balkone, Loggien und Terras-
sen bleiben außer Ansatz, wenn und soweit sie über die Gebäudefluchtlinie hinausragen. 
 
(3) Bei Grundstücken, für die eine gewerbliche Nutzung ohne Bebauung zulässig ist, sowie bei 
sonstigen unbebauten Grundstücken wird als Geschossfläche ein Viertel der Grundstücksfläche 
in Ansatz gebracht. Grundstücke, bei denen die zulässige oder für die Beitragsbemessung maß-
gebliche vorhandene Bebauung im Verhältnis zur gewerblichen Nutzung nur untergeordnete Be-
deutung hat, gelten als gewerblich genutzte unbebaute Grundstücke im Sinn des Satzes 1. 
 
(4) Ein zusätzlicher Beitrag entsteht mit der nachträglichen Änderung der für die Beitragsbemes-
sung maßgeblichen Umstände, soweit sich dadurch der Vorteil erhöht. 
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Eine Beitragspflicht entsteht insbesondere 
 

-  im Falle der Vergrößerung eines Grundstücks für die zusätzlichen Flächen, soweit für 
diese bisher noch keine Beiträge geleistet wurden, 

 
-  im Falle der Geschossflächenvergrößerung für die zusätzlich geschaffenen Geschoss-

flächen sowie im Falle des Abs. 1 Satz 2 für die sich aus ihrer Vervielfachung errech-
nende zusätzliche Grundstücksfläche, 

 
-  im Falle der Nutzungsänderung eines bisher beitragsfreien Gebäudes oder Gebäude-

teils im Sinne des § 5 Abs. 2 Satz 6, soweit infolge der Nutzungsänderung die Voraus-
setzungen für die Beitragsfreiheit entfallen. 

 
(5) Wird ein unbebautes Grundstück, für das ein Beitrag nach Absatz 3 festgesetzt worden ist, 
später bebaut, so wird der Beitrag nach Abzug der nach Absatz 3 berücksichtigten Geschossflä-
chen und der nach Abs. 1 Satz 2 begrenzten Grundstücksflächen neu berechnet. Dieser Betrag 
ist nach zu entrichten. Ergibt die Gegenüberstellung ein Weniger an Geschossflächen, so ist für 
die Berechnung des Erstattungsbetrages auf den Beitragssatz abzustellen, nach dem der ur-
sprüngliche Beitrag entrichtet wurde. 
 

§ 6 Beitragssatz 
 
(1) Der Beitrag beträgt 
 a)  pro m² Geschossfläche 14,66 Euro (€) 
 b)  pro m² Grundstücksfläche 1,80 Euro (€). 
 
(2) Für Grundstücke, von denen kein Niederschlagswasser eingeleitet werden darf, wird der 
Grundstücksflächenbeitrag nicht erhoben. Fällt diese Beschränkung weg, wird der Grundstücks-
flächenbeitrag nacherhoben. 
 

§ 7 Fälligkeit 
 
Der Beitrag wird einen Monat nach Bekanntgabe des Beitragsbescheides fällig. 
 

§ 8 Erstattung der Kosten für Grundstücksanschlüsse 
 
(1) Der Aufwand für die Herstellung, Anschaffung, Verbesserung, Erneuerung, Veränderung und 
Beseitigung sowie für die Unterhaltung der Grundstücksanschlüsse des § 3 EWS ist mit Aus-
nahme des Aufwands, der auf die im öffentlichen Straßengrund liegenden Teile der Grundstücks-
anschlüsse entfällt, in der jeweils tatsächlichen Höhe zu erstatten. 
 
(2) Der Erstattungsanspruch entsteht mit Abschluss der jeweiligen Maßnahme. Schuldner ist, wer 
im Zeitpunkt des Entstehens des Erstattungsanspruchs Eigentümer des Grundstücks oder Erb-
bauberechtigter ist; mehrere Schuldner (Eigentümer bzw. Erbbauberechtigte) sind Gesamt-
schuldner. § 7 gilt entsprechend. 
 
(3) Der Erstattungsanspruch kann vor seinem Entstehen abgelöst werden. Der Ablösungsbetrag 
richtet sich nach der voraussichtlichen Höhe des Erstattungsanspruchs. Ein Rechtsanspruch auf 
Ablösung besteht nicht. 
 

§ 9 Gebührenerhebung 
 
Der Zweckverband erhebt für die Benutzung der Entwässerungseinrichtung Schmutzwasserge-
bühren und Niederschlagswassergebühren. 
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§ 10 Schmutzwassergebühr 
 
(1) Die Schmutzwassergebühr wird nach Maßgabe der nachfolgenden Absätze nach der Menge 
der Abwässer berechnet, die der Entwässerungseinrichtung von den angeschlossenen Grund-
stücken zugeführt werden. Die Gebühr beträgt 2,25 € pro Kubikmeter Schmutzwasser. 
 
(2) Als Abwassermenge gelten die dem Grundstück aus der Wasserversorgungseinrichtung und 
aus der Eigengewinnungsanlage zugeführten Wassermengen abzüglich der nachweislich auf 
dem Grundstück verbrauchten oder zurückgehaltenen Wassermengen, soweit der Abzug nicht 
nach Abs. 4 ausgeschlossen ist. Die Wassermengen werden durch geeichten Wasserzähler er-
mittelt. 
Sie sind vom Zweckverband zu schätzen, wenn 
 1.ein Wasserzähler nicht vorhanden ist, oder 
 2.der Zutritt zum Wasserzähler oder dessen Ablesung nicht ermöglicht wird, oder 

3.sich konkrete Anhaltspunkte dafür ergeben, dass ein Wasserzähler den wirklichen 
 Wasserverbrauch nicht angibt. 
Werden die Wassermengen nicht vollständig über Wasserzähler erfasst, werden als dem Grund-
stück aus der Eigengewinnungsanlage zugeführte Wassermenge pauschal 15 m³ pro Jahr und 
Einwohner, der zum Stichtag 30.06. mit Wohnsitz auf dem heranzuziehenden Grundstück gemel-
det ist, neben der tatsächlichen aus der öffentlichen Wasserversorgung abgenommenen ange-
setzt, insgesamt aber nicht weniger als 35 m³ pro Jahr und Einwohner. In begründeten Einzelfäl-
len sind ergänzende höhere Schätzungen möglich. Es steht dem Gebührenpflichtigen frei, den 
Nachweis eines niedrigeren Wasserverbrauchs zu führen; Abs. 3 Satz 2 gilt entsprechend. 
 
(3) Der Nachweis der verbrauchten und der zurückgehaltenen Wassermengen obliegt dem Ge-
bührenpflichtigen. Er ist grundsätzlich durch geeichte und verplombte Wasserzähler zu führen, 
die der Gebührenpflichtige auf eigene Kosten fest zu installieren hat. Bei landwirtschaftlichen Be-
trieben mit Viehhaltung gilt für jedes Stück Großvieh eine Wassermenge von 16 m³/Jahr als nach-
gewiesen. 
 
Maßgebend ist die im Vorjahr durchschnittlich gehaltene Viehzahl. Der Nachweis der Viehzahl 
obliegt dem Gebührenpflichtigen; er kann durch Vorlage des Bescheids der Tierseuchenkasse 
erbracht werden. 
 
(4) Vom Abzug nach Absatz 3 sind ausgeschlossen 
 

a) Wassermengen bis zu 12 m³ jährlich, (diese Begrenzung gilt nicht für Gartenwas-
ser), 

 b) das hauswirtschaftlich genutzte Wasser, 
 c) das zur Speisung von Heizungsanlagen verbrauchte Wasser. 
 
(5) Im Fall des § 10 Abs. 3 Sätze 3 bis 5 ist der Abzug auch insoweit begrenzt, als der Wasser-
verbrauch 35 m³ pro Jahr und Einwohner, der zum Stichtag 30.06. mit Wohnsitz auf dem heran-
zuziehenden Grundstück gemeldet ist, unterschreiten würde. In begründeten Einzelfällen sind 
ergänzende höhere betriebsbezogene Schätzungen möglich. 
 

§ 10 a Niederschlagswassergebühr 
 
(1) Die Niederschlagswassergebühr bemisst sich nach den bebauten und den befestigten (ver-
siegelten) Teilflächen der angeschlossenen Grundstücksflächen (abgerundet auf volle m²), von 
denen aus Niederschlagswasser unmittelbar oder mittelbar in die Entwässerungseinrichtung ein-
geleitet wird oder abfließt (angeschlossene Grundstücke). Als angeschlossen gelten solche 
Grundstücke, von denen das Niederschlagswasser 
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a) über einen auf dem Grundstück befindlichen Anschluss direkt (unmittelbarer An-
schluss) oder 

b) über einen auf dem Grundstück befindlichen Anschluss und der Benutzung einer 
im fremden Eigentum stehenden Abwasserleitung (mittelbarer Anschluss) oder 

 c) oberirdisch aufgrund eines Gefälles über befestigte Flächen des betreffenden 
Grundstücks und/oder von Nachbargrundstücken – insbesondere Straßen, Wegen, Stellplätzen, 
Garagenvorhöfen (tatsächlicher Anschluss) 
in die Entwässerungseinrichtung eingeleitet wird oder abfließt. Maßgebend für die Flächenbe-
rechnung ist der Zustand zu Beginn des Veranlagungszeitraumes; bei erstmaliger Entstehung 
der Gebührenpflicht der Zustand zum Zeitpunkt des Beginns des Benutzungsverhältnisses. 
 
(2) Die versiegelten Teilflächen (gemessen in m²) werden mit einem Faktor multipliziert, der unter 
Berücksichtigung des Grades der Wasserdurchlässigkeit und der Verdunstung für die einzelnen 
Versiegelungsarten wie folgt festgesetzt wird: 
 
 a) Dachflächen: 
  Dachflächen ohne Begrünung     Faktor 1,0 
  Kiesschüttdächer       Faktor 0,5 
  Gründächer        Faktor 0,3 
 b) wasserundurchlässige Bodenflächen: 
  Asphalt, Beton, Pflaster, Platten und Fliesen mit Fugenverguss 
  oder auf Beton verlegt      Faktor 1,0 
 c) wasser(teil)durchlässige Bodenflächen: 
  Pflaster, Platten, Fliesen und sonstige wasser(teil)durchlässige 
  Befestigungen ohne Fugenverguss auf Sand oder Kies verlegt Faktor 0,5 
  Kies oder Schotterflächen      Faktor 0,3 
  Rasengittersteine       Faktor 0,0 
 
Für Tiefgaragen gilt Buchstabe a) entsprechend. Für versiegelte Flächen anderer Art gilt der Fak-
tor derjenigen Versiegelungsart nach Buchstabe a-c, welcher der betreffenden Befestigung in 
Abhängigkeit vom Wasserdurchlässigkeitsgrad am nächsten kommt. 
 
(3) Versiegelte Teilflächen, von denen das anfallende Niederschlagswasser über 
 a) eine Zisterne nur für die Gartenbewässerung mit Notüberlauf oder 
 b) eine Zisterne für die Brauchwassernutzung, oder eine Sickermulde, Rigole, Sicker-
schacht mit Notüberlauf in den Kanal der öffentlichen Entwässerungseinrichtung zugeführt wird, 
werden im Rahmen der Gebührenbemessung nur mit einer pauschal reduzierten Niederschlags-
wassergebühr aus 10 v.H. der Fläche berücksichtigt. Dies gilt nur für Versickerungsanlagen die 
ein Stauvolumen von 1m³ je angefangene 50 m² angeschlossene Fläche aufweisen. Die Mindest-
größe für diese Versickerungsanlagen beträgt 2 m³. 
 
(4) Der Gebührenschuldner hat dem Zweckverband auf Anforderung innerhalb eines Monats eine 
Aufstellung der für die Berechnung der Gebühr nach den Abs. 1 und 2 maßgeblichen Flächen 
einzureichen. Maßgebend sind die Verhältnisse am ersten Tag des Veranlagungszeitraumes. 
Änderungen der der Gebührenberechnung zugrundeliegenden Flächen hat der Gebührenschuld-
ner auch ohne Aufforderung binnen eines Monats nach Eintritt der Änderung dem Zweckverband 
mitzuteilen. Sie werden im folgenden Veranlagungszeitraum berücksichtigt. Veranlagungszeit-
raum ist das Kalenderjahr. 
 
(5) Kommt der Gebührenschuldner seinen Pflichten nach Abs. 4 nicht fristgemäß oder unvollstän-
dig nach, so kann der Zweckverband die maßgeblichen Flächen schätzen. 
 
(6) Die Niederschlagswassergebühr beträgt 0,30 € pro m² pro Jahr. 
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§ 11 Entstehen der Gebührenschuld 
(1) Die Schmutzwassergebühr entsteht mit jeder Einleitung von Schmutzwasser in die Entwäs-
serungseinrichtung. 
 
(2) Die Niederschlagswassergebühr entsteht erstmals mit dem Tag, der auf den Zeitpunkt der 
betriebsfertigen Herstellung des Anschlusses folgt. Der Tag wird im erstmals ergehenden Be-
scheid bestimmt. Im Übrigen entsteht die Niederschlagswassergebühr mit dem Beginn eines je-
den Tages in Höhe eines Tagesbruchsteils der Jahresgebührenschuld neu. 
 

§ 12 Gebührenschuldner 
(1) Gebührenschuldner ist, wer im Zeitpunkt des Entstehens der Gebührenschuld Eigentümer 
des Grundstücks oder ähnlich zur Nutzung des Grundstücks dinglich berechtigt ist.  
 
(2) Gebührenschuldner ist auch der Inhaber eines auf dem Grundstück befindlichen Betriebes. 
 
(3) Gebührenschuldner ist auch die Wohnungseigentümergemeinschaft. 
 
(4) Mehrere Gebührenschuldner sind Gesamtschuldner; dies gilt auch bei gemeinsamer Haftung 
von Wohnungseigentümern. 
 
(5) Die Gebührenschuld gemäß §§ 9 ff ruht auf dem Grundstück bzw. dem Erbbaurecht als öf-
fentliche Last (Art. 8 Abs. 8 i.V. mit Art. 5 Abs. 7 KAG). 
 

§ 13 Abrechnung, Fälligkeit, Vorauszahlung 
(1) Die Einleitung wird jährlich abgerechnet. Die Schmutzwasser- und die Niederschlagswasser-
gebühr werden einen Monat nach Bekanntgabe des Gebührenbescheids fällig. 
 
(2) Auf die Einleitungsgebührenschuld sind zum 15.05., 15.08. und 15.11. jedes Jahres Voraus-
zahlungen in Höhe eines Drittels des Jahresverbrauchs der Jahresabrechnung des Vorjahres zu 
leisten. Fehlt eine solche Vorjahresabrechnung, so setzt der Zweckverband die Höhe der Voraus-
zahlungen unter Schätzung der Jahresgesamteinleitung fest. 
 

§ 14 Pflichten der Beitrags- und Gebührenschuldner 
Die Beitrags- und Gebührenschuldner sind verpflichtet, dem Zweckverband für die Höhe der Ab-
gabe maßgebliche Veränderungen unverzüglich zu melden und über den Umfang dieser Verän-
derungen – auf Verlangen auch unter Vorlage entsprechender Unterlagen - Auskunft zu erteilen. 
 

§ 15 Inkrafttreten 
(1) Diese Satzung tritt am 1. Januar 2023 in Kraft. 
 

(2) Gleichzeitig tritt die Satzung vom 24.10.2018 (KrABL v. 23.11.2018 Nr. 25) außer Kraft. 
 

(3) Beitragstatbestände, die von den Satzungen vom 06.12.1996, vom 27.03.2000, vom 
01.01.2009 und vom 24.10.2018 erfasst werden sollten, werden als abgeschlossen behandelt, 
soweit bestandskräftige Veranlagungen vorliegen. Wurden solche Beitragstatbestände nach den 
genannten Satzungen nicht oder nicht vollständig veranlagt, oder sind Beitragsbescheide noch 
nicht bestandskräftig dann bemisst sich der Beitrag nach der vorliegenden Satzung. Im Übrigen 
gelten die Regelungen dieser Satzung. 
 
Kelheim, den 12.12.2022 
Zweckverband zur Abwasserbeseitigung im Raume Kelheim 
 
Nerb 
Stellv. Vorsitzender 
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BEKANNTMACHUNG 
 
über die Feststellung und Prüfung des Jahresabschlusses 2021 
des Zweckverbandes für Tierkörper- und Schlachtabfallbeseitigung Plattling 
 
1. Die Verbandsversammlung hat in ihrer Sitzung am 27.10.2022 den geprüften Jahresabschluss 

2021 behandelt und folgenden Beschluss gefasst: 
 Die Verbandsversammlung stellt den Jahresabschluss des ZTS Plattling für das Wirtschafts-

jahr 2021 fest. Der Jahresverlust im hoheitlichen Bereich in Höhe von 1.750.832,37 € wird 
aus dem Gewinnvortrag getilgt. Der Jahresgewinn bei den Betrieben gewerblicher Art in 
Höhe von 696.377,27 € wird auf neue Rechnung vorgetragen. 

 
2. Der Bayerische Kommunale Prüfungsverband München hat den Jahresabschluss 2021 ge-

prüft und folgenden uneingeschränkten Bestätigungsvermerk (auszugsweise) erteilt: 
 
 Bestätigungsvermerk des unabhängigen Abschlussprüfers: 
  

Wir haben den Jahresabschluss des Eigenbetriebs des Zweckverbandes für Tierkörper- und 
Schlachtabfallbeseitigung Plattling/ZTS-Betrieb Plattling - bestehend aus der Bilanz zum 
31.12.2021 und der Gewinn- und Verlustrechnung vom 01.01.2021 bis zum 31.12.2021 sowie 
dem Anhang, einschließlich der Darstellung der Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden – 
geprüft. Darüber hinaus haben wir den Lagebericht des Eigenbetriebs des Zweckverbandes 
für Tierkörper- und Schlachtabfallbeseitigung Plattling/ZTS-Betrieb Plattling für das Wirt-
schaftsjahr vom 01.01.2021 bis 31.12.2021 geprüft. 
 
Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse bestätigen 
wir nach § 7 Abs. 4 Nrn. 2 und 3 KommPrV: 
 

 Die Buchführung und der Jahresabschluss entsprechen nach unserer pflichtgemäßen Prüfung 
den Rechtsvorschriften und der Betriebssatzung. Der Jahresabschluss vermittelt unter Beach-
tung der Grundsätze ordnungsgemäßer Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen ent-
sprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage. Der Lagebericht steht im Einklang 
mit dem Jahresabschluss, entspricht den gesetzlichen Vorschriften, vermittelt insgesamt ein 
zutreffendes Bild von der Lage des Eigenbetriebs und stellt die Chancen und Risiken der zu-
künftigen Entwicklung zutreffend dar. 

  
Die wirtschaftlichen Verhältnisse wurden geprüft; sie geben keinen Anlass zu Beanstandun-
gen. 

 
 München, 05.07.2022 
 Bayerischer Kommunaler Prüfungsverband 
 Christian Baumann 
 Wirtschaftsprüfer 
 
3. Der Jahresabschluss 2021 liegt zusammen mit dem Lagebericht in der Zeit vom 23.01.2023 

bis 03.02.2023 während der allgemeinen Dienststunden in der Geschäftsstelle des Zweckver-
bandes, Wasinger Weg 12, 94447 Plattling, zur öffentlichen Einsichtnahme auf. 

 
Plattling, 30.11.2022 
 
Zweckverband für Tierkörper- und Schlachtabfallbeseitigung Plattling 
 
Bernd Sibler 
Verbandsvorsitzender 
Landrat 
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Haushaltssatzung des Zweckverbandes Müllverwertungsanlage Ingolstadt 

für das Haushaltsjahr 2023 

Aufgrund der Art. 40 Abs. 1 und Abs. 2 sowie Art. 26 Abs. 1 KommZG i.V.m. Art. 63 ff. 
GO und § 22 der Verbandssatzung erläßt der Zweckverband folgende Haushaltssat-
zung: 

      
§ 1 

Der als Anlage beigefügte Wirtschaftsplan für das Wirtschaftsjahr 2023 wird 
 
im Erfolgsplan       

    
in den Erträgen mit   47.318.000 EUR 
in den Aufwendungen mit   41.144.000 EUR   

    
und im Vermögensplan       

    
in den Einnahmen und     
in den Ausgaben mit   34.587.000 EUR 
festgesetzt.       

     
§ 2 

Der Gesamtbetrag der Kreditaufnahme für Investitionen und Investitionsförderungsmaß-
nahmen wird auf EUR 0,-- festgesetzt. 
 

     
§ 3 

Verpflichtungsermächtigungen im Vermögensplan werden nicht festgesetzt.  

     
§ 4 

Der Höchstbetrag der Kassenkredite zur rechtzeitigen Leistung von Ausgaben nach 
dem Wirtschaftsplan wird auf EUR 0,-- festgesetzt. 
 

     
§ 5 

Dieser Wirtschaftsplan tritt mit dem 1. Januar 2023 in Kraft.  

     
Ingolstadt, den 24.11.2022 Zweckverband Müllverwertungsanlage In-

golstadt 
  

  Dr. Christian Scharpf  

  Verbandsvorsitzender  

     
Der Haushaltsplan, die Haushaltssatzung und Ihre Anlagen liegen bis zur nächsten amtlichen 
Bekanntmachung einer Haushaltssatzung im Verwaltungsgebäude des 
  
Zweckverbandes Müllverwertungsanlage Ingolstadt 
Am Mailinger Bach 141  
85055 Ingolstadt 
 
öffentlich auf. 


